
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 

 

 
 

Stellungnahme der ZIF zum 
öffentlichen Fachgespräch im Ausschuss für Bildung, Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend am 24.11.2025 

 

 
 
Einleitung: 
 
Im Folgenden werde ich auf die Umsetzung des verlässlichen Hilfesystems bei 
geschlechtsspezifischer und sogenannter häuslicher Gewalt und des GewHGs eingehen. Die 
Forderung der Autonomen Frauenhäuser ist ein Zugang für alle, der sicher, schnell, unbürokratisch 
und bedarfsgerecht ist. Und diesen möglichst niedrigschwellig. 24 Stunden 7 Tage die Woche, 365 
Tage im Jahr! 
 

• Die Gewährleistung von Schutz und Beratung beinhaltet Schutz für alle Frauen, einschließlich 
trans*, intergeschlechtlicher und nicht-binärer Personen sowie auch älteren Frauen und 
ebenso Frauen mit Behinderungen.   

• Besonders berücksichtigt werden muss dabei eine intersektionale Perspektive im 
Gewaltschutz.  

• Der zügige Ausbau von Frauenhausplätzen sollte an den Empfehlungen der Istanbul-
Konvention orientiert sein. Es bedarf an dieser Stelle keine erneuten Bedarfsanalysen! Es 
fehlen schlicht weg Frauenhausplätze. Zudem mangelt es an Barrierefreiheit, sowie Plätze für 
Kinder und Jugendliche. 

• Eine Begrenzung der Aufenthaltsdauer im Frauenhaus darf es nicht geben.  Schutz und 
Unterstützung müssen sich an den Bedarfen der schutzsuchenden Frauen und ihren Kindern 
orientieren und nicht willkürlich vorgegebene Kriterien von Geldgeber*innen folgen. Es darf 
keine weitere Finanzierungsverantwortung von den Bewohnerinnen geben!  

• Anonymer Schutz und Unterstützung für alle Frauen und ihre Kinder. Dabei darf es nicht zu 
einer Aushebelung des Datenschutzes kommen, zugunsten der Bundesländer, die ihren 
Sicherstellungsauftrag erfüllen müssen. 

    Zentrale Informationsstelle  
    Autonomer Frauenhäuser 

 
Scharnweberstraße 31 
10247 Berlin 
Tel: 0176-70209612 
e-mail: info@zif-frauenhaeuser.de 
www.autonome-frauenhaeuser-zif.de 
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1. Nach Landesrecht zuständige Stelle 

An dieser Stelle möchte ich auf die nach Landesrecht zuständige Stelle zu sprechen kommen. Sie 
darf keine Hürden enthalten, sondern muss Frauen und ihren Kindern direkt und unbürokratisch zu 
einem Frauenhaus Platz verhelfen, bei dem all ihre Belange bedarfsgerecht erfüllt werden. Seien es 
Wohnsitzauflagen oder Behinderungen. 
Hierbei wird es wichtig sein, sich näher mit dem Thema Anonymität und Datenschutz zu befassen. 
Dieses spielt eine zentrale Rolle bei der Aufnahme im Frauenhaus. Im Frauenhaus ist der Schutz der 
persönlichen Daten von erheblicher Bedeutung für die Sicherheit der Bewohnerinnen und ihrer 
Kinder. Darüber hinaus unterliegt die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten 
strengen rechtlichen Vorgaben, dem Sozialdatenschutz (§ 67a SGB X) und der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO). Eine Einwilligung zur Datenverarbeitung   ist nicht freiwillig erteilt, wenn 
die betroffene Frau faktisch keine andere Wahl hat als der Weitergabe zuzustimmen, um Schutz und 
Unterstützung in einem Frauenhaus zu finden. Zudem unterliegen die Mitarbeiter*innen der 
Frauenhäuser als Berufsgeheimnisträger* innen der strafrechtlichen Schweigepflicht gem. § 203 
Abs. 1 StGB. Ausnahmen z.B. bei einer drohenden Kindeswohlgefährdung sind eng gefasst und im 
§4 KKG geregelt.  
Zusammenfassend ist der Schutz der Privatsphäre, die Wahrung der Vertraulichkeit der Daten und 
auf Wunsch auch die komplette Anonymität der von Gewalt betroffenen Frauen und ihrer Kinder für 
ihre Sicherheit essenziell.  
 

2. Die derzeitigen Gesetze zum Schutz gewaltbetroffener Kinder  

Neben dem GewHg warten wir als Mitarbeiter*innen der Autonomen Frauenhäuser und der ZIF, 
schon länger auf die Reform im Kindschaftsrecht. Wir fordern in besonderem zum Schutz der Kinder, 
eine zügige Reform im FamFG, damit gewalttätigen Vätern im Sorge- und Umgangsrecht nicht 
weiterhin Macht und Kontrolle über die Frau und die Kinder gegeben wird! Hier muss die Strategie 
klar sein: Safety first vor Umgang!  
 

3. Planungssicherheit der Mitarbeiter*innen in den Autonomen Frauenhäusern  

Hauptamtlich beschäftigte Mitarbeiter*innen, die in multiprofessionellen Teams arbeiten, die die 
Vielfalt in der Gesellschaft widerspiegeln, verdienen eine tarifgerechte Bezahlung und sollten 
innerhalb eines Personalschlüssels vom mind. 1:4 arbeiten, damit qualitative Beratung und 
Begleitung der Frauen, Kinder und Jugendlichen ermöglicht wird. 
Daneben ist eine langfristige Planungssicherheit für Träger und Beschäftigte unerlässlich. Der 
geplante und erforderliche Ausbau von Frauenhausplätzen wird nur gelingen, wenn 
Arbeitsbedingungen vorherrschen, die neue Mitarbeiter*innen in das Berufsfeld Frauenhaus 
bringen. 
Die Vernetzung und Förderung von Prävention, Schulungen, Öffentlichkeitsarbeit und politischer 
Arbeit sind dabei ebenfalls wichtige Säulen innerhalb unserer Arbeit und müssen bei der Planung 
und dem Ausbau der Frauenhaus Plätze mitberücksichtigt werden.  
 

4.  Wo setzt Demokratie an?  

An der Partizipation nichtstaatlicher Organisationen (gemäß Artikel 9 Istanbul-Konvention) 
Die ZIF fordert an dieser Stelle:  
 



 
 

 

• Mit der Einbindung von Fachberatungsstellen, Frauenhäusern, Fach- und 
Wohlfahrtsverbänden sowie Betroffenenvertretungen in der Planung und der Umsetzung des 
GewHg in allen Teilen und auf allen Ebenen. 

• Es bedarf auf Länderebene der Einrichtung verbindlicher Planungsgruppen unter 
kontinuierlicher und strukturell verankerter Beteiligung relevanter Akteur*innen im 
Besonderen der Betroffenen, und mehrfach-diskriminierter und besonders vulnerabler 
Gruppen.  
 

5. Was steht zu befürchten?  

Zum jetzigen Stand befürchten die Autonomen Frauenhäuser, dass sich Kommunen aus ihren 
bislang freiwilligen Leistungen zurückziehen werden, um ihre Haushalte zu konsolidieren. Es wäre 
eine fatale Kehrtwende, wenn das GewHG genau das Gegenteil vom dem bewirkt, was von 
Bundespolitik gedacht war.  
Eine Verschlechterung für die von Gewalt betroffenen Frauen und Kinder!  Noch weniger Plätze, statt 
Ausbau. Noch weniger Beratung und Unterstützung durch die Mitarbeitenden vor Ort. Dabei 
erwarten wir, dass Deutschland weiterhin in der Istanbul Konvention bleibt, und wir die EU Richtlinie 
2024/1385 des EU-Parlaments ...zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt 
gegen Frauen auch in der Praxis umsetzen können.  
 
In dem Bündnis Istanbul Konvention sind wir mit vielen Bündnis Partner*innen verbunden. Um diese 
Expertise mit einfließen zu lassen möchte ich meine Redezeit beenden in dem ich aus dem aktuellen 
Alternativbericht zitieren: 
  

6. Eine Verbindliche und langfristige Gesamtstrategie mit intersektionaler Ausrichtung 

„Die bestehende Gewaltschutzstrategie der Bundesregierung muss zu einer ressortübergreifenden, 
verbindlichen Strategie mit Gültigkeit über Legislaturperioden hinweg weiterentwickelt werden. Die 
Zivilgesellschaft ist aktiv und fortlaufend an dem Prozess beteiligt. Intersektionale Perspektiven 
müssen durchgängig als grundlegendes Konzept angewendet und in allen Maßnahmen konkret 
umgesetzt werden. Die Strategie muss klare Maßnahmen mit Ressourcen, Zeitschienen und 
Zuständigkeiten für alle relevanten Bereiche enthalten. Es bedarf neuer Maßnahmen, u.a. für das 
Gesundheitswesen. Die Betroffenenperspektive ist systematisch und verpflichtend einzubeziehen.“ 


